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wirklichung der fortschrittlichen Erfahrungen im Städtebau zum Wohle der Bevölkerung. So werden 
künftig die Planung und der Aufbau unserer Städte nach den Grundsätzen des Städtebaues erfolgen, die 
von der Provisorischen Regierung der Deutschen Demokratischen Republik am 27. Juli 1950 beschlossen 
wurden.

Um den Aufbau der Städte planmäßig und auf der Grundlage der fortschrittlichen Erfahrungen durch­
führen zu können, beschließt die Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik fol­

gendes Gesetz:
I.

Planmäßiger Aufbau
§ 1

Der planmäßige Aufbau der Städte ist eine der 
vordringlichsten Aufgaben der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Der Aufbau wird im Rahmen des 
Volkswirtschaftsplanes durchgeführt.

§ 2
Die Regierung der Deutschen Demokratischen 

Republik wird beauftragt, für den planmäßigen 
Aufbau der im Volkswirtschaftsplan vorgesehenen 
zerstörten SjJdte der Republik, in erster Linie der 
Hauptstadt Deutschlands, Berlin, und der wichtig­
sten Industriezentren der Republik, Dresden, Leip- 
1 >g, Magdeburg, Chemnitz, Dessau, Rostock, Wismar, 
Nordhausen und weiterer von der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik zu bestimmen­
der Städte zu sorgen.

§ 3
(1) Der Auf bau Berlins als der Hauptstadt Deutsch­

lands ist Aufgabe der Deutschen Demokratischen 
Republik; er erfordert die Anteilnahme der Bevöl­
kerung ganz Deutschlands, insbesondere aller Bau­
schaffenden.

(2) Das Ministerium für Aufbau wird beauftragt, 
gemeinsam mit dem Magistrat von Groß-Berlin den 
Aufbau Berlins zu planen Und zu lenken.

§ 4
Das Ministerium für Aufbau hat in Übereinstim­

mung mit dem Volkswirtschaftsplan und im Zu­
sammenwirken mit den Fachministerien

schulen und an der Hochschule für Architektur in 
Weimar die Ausbildung so zu gestalten, daß die 
durch den Volkswirtschaftsplan geforderte Bereit­
stellung von Fachkräften gedeckt wird.

(2) Die Qualifizierung der aus Arbeiter- und 
Bauernkreisen kommenden Studenten sowie der 
Aktivisten des Bauwesens ist sicherzustellen. Die 
bei der Hochschule für Architektur in Weimar ge­
bildete Arbeiter- und Bauernfakultät ist beschleu­
nigt auf- und auszubauen.

II.
Planung und Bestätigung

§ 7
Für die Planung und den Aufbau der Städte sind 

die vom Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik am 27. Juli 1950 beschlossenen „Grund­
sätze des Städtebaues“*) zugrunde zu legen.

§ 8
(1) Die städtebildenden Faktoren (Industrie, Ver­

waltungsorgane und Kulturstätten von überört­
licher Bedeutung) sowie die aus ihnen folgende Be­
völkerungszahl und, Größe des Stadtgebietes werden 
auf gemeinsamen Vorschlag der Ministerien für 
Planung und für Aufbau von der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Regierung beschlossen.

(2) Die Ministerien für Planung und für Aufbau 
haben zuvor die Fachministerien, die Landesregie­
rung und den Rat der Stadt oder des Kreises zu 
hören und, falls eine Übereinstimmung mit diesen 
nicht erreicht wird, deren Stellungnahme der Vor­
lage beizufügen.

a) die Planungen der Städte anzuleiten, zu len­
ken und die Durchführung zu überwachen,

b) die Entwicklung neuer Baustoffe sowie die 
An w endung fortschrittlicher Arbeitsweisen und 
Bauverfahren in Verbindung mit der Bau­
industrie zu fördern,

c) für die Beschleunigung, Verbilligung und Ver­
besserung des Bauens Normen und Typen mit 
dem Ziel fortschreitender Mechanisierung und 
Industrialisierung in Verbindung mit der Bau­
industrie zu entwickeln.

§ 5
Zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität und zur 

Senkung der Selbstkosten hat das Ministerium für 
Aufbau im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Industrie die volkseigenen Baubetriebe und den 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbund bei der Aus­
wertung der Erfahrungen und bei der Entwicklung 
der Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung zu 
unterstützen.

§ 9 *Nach Festlegung der städtebildenden Faktoren
und unter Zugrundelegung der Grundsätze des
Städtebaues entwickelt der Rat der Stadt folgende
Pläne:

1. den Flächennutzungsplan, der als Perspektiv­
plan in großen Umrissen die Abgrenzung des 
Stadtzentrums, der historisch gewordenen Be­
zirke und der städtischen Bebauung, die Ver­
teilung der Wohn- und Industriegebiete und 
der Grünflächen sowie die allgemeine Anlage 
des Versorgungs- und Verkehrsnetzes be­
stimmt;

2. den Stadtbebauungsplan, der auf Grund des 
Flächennutzungsplanes die wichtigen Plätze 
und Straßen, die wichtigsten Gebäude und die 
Versorgungs- und Verkehrsanlagen festlegt;

3. den Aufbauplan, der die einzelnen Bauvor­
haben der Volkswirtschaftspläne und jedes 
Jahresabschnittes enthält;

§ 6
(1) Zur Entwicklung und Ausbildung von Bau­

ingenieuren und Architekten hat das Ministerium 
für Aufbau an den ihm zugeordneten Bauingenieur-

4. die Teilbebauungspläne.

*) Die „Grundsätze des Städtebaues“ werden in Nr. 25 
des Ministerialblattes der Deutschen Demokratischen 
Republik bekanntgemacht.


